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gen durch Verbände: unter-
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Begründung 

Vorwort  
 
Befundung/ 
Standardisierte Heilmittel-
kombination 

Ein evidenzbasiertes Vorgehen erfordert eine Eingangsbefun-
dung, die weder vom verordnenden Zahnarzt noch im Rahmen 
einer physiotherapeutischen Einzelbehandlung möglich ist. Dazu 
gehört beispielsweise das Observieren, Messen und Palpieren 
der Mundöffnung, der Latero- und Protrusion und muskulärer 
Strukturen. Ein Physiotherapeut braucht mehrere Informationen 
für eine gute und zielgerichtete Behandlung, die sich in einer 
Untersuchung anderer vergleichbarer Zeichen und beitragender 
Faktoren (z. B. eine schlechte Okklusion) fortsetzt. Um eine an-
gemessene und evidenzbasierte Therapie sicherzustellen, spre-
chen wir uns daher ausdrücklich für eine Befundposition aus, die 
einmalig innerhalb eines Regelfalls erbracht werden kann. 
Erst nach der umfassenden Befundung von Strukturen und 
Funktionen kann eine gezielte multimodale Therapie stattfinden, 
die nach bisherigen wissenschaftlichen Erkenntnissen ganzheit-
lich ausgerichtet sein sollte und neben aktiven und passiven 
Maßnahmen auch die Patientenedukation einschließen muss 
(American association for dental research 2015). Diese Therapie 
macht eine gewisse Flexibilität in der Auswahl und Kombination 
therapeutischer Leistungen erforderlich. Es wäre daher sinnvoll, 
für die Heilmittelverordnungen der Zahnärzte eine kombinierte 
und komplexe Heilmittelposition einzuführen, wie sie als „stan-
dardisierte Heilmittelkombination“ bei orthopädisch-chirurgi-
schen Indikationen verordnungsfähig ist. 

§ 1 Abs. 2 Satz 2 (PatV) 
 
2Bei der Heilmittelerbringung 
im Rahmen der Krankenbe-
handlung nach dieser Richtli-
nie ist zu berücksichtigen, 
dass Behinderungen ein-
schließlich chronischer 
Krankheiten abzuwenden, zu 
beseitigen, zu mindern, aus-
zugleichen oder eine Ver-
schlimmerung zu verhüten 
sind.  

 
 
Der SHV begrüßt den Vorschlag der PatV, da so der Aufgaben-
bereich der Heilmittelerbringung klarer, umfassender und korrek-
ter definiert wird und somit die Behandlungswirklichkeit besser 
dargestellt wird.  
 



 
 

§ 4 Abs. 2, Punkt 3: 
 

- Die orientierende Be-
handlungsmenge und 
Möglichkeiten zur 
Fortsetzung der Heil-
mitteltherapie über 
diese Menge hinaus.  

 
 
Der bisherige Entwurf könnte sprachlich missverstanden wer-
den, dass die in der HeilM-RL-ZÄ angegebene orientierende 
Verordnungsmenge die absolute Maximalmenge ist, und keine 
weiteren Verordnungen möglich seien. Wie in der bisherigen 
Heilm-RL-ZÄ sollte diese Möglichkeit hier aber ebenfalls be-
nannt werden. 

§4 Absatz 3 Satz 1 
 
Der Heilmittelkatalog ZÄ 
führt nur die möglichen Indi-
kationen für eine sachge-
rechte Heilmitteltherapie auf. 
 
Änderungsvorschlag: 
Der Heilmittelkatalog ZÄ 
führt nur mögliche Indikatio-
nen für eine sachgerechte 
Heilmitteltherapie auf. 

 
 
Mit der Bezeichnung „die möglichen Indikationen“ kann die Aus-
sage auch dahingehend interpretiert werden, dass damit explizit 
nur die in den Heilmittel-RL ZÄ genannten Indikationen in der 
Verordnung möglich sind. 
Daher sollte eine Anpassung dieses Passus stattfinden um da-
rauf hinzuweisen, dass die im Heilmittelkatalog aufgeführten In-
dikationen nur eine unvollständige Liste von Indikations-Beispie-
len zur Orientierung darstellt. 

§ 5 Abs. 2 
 
Heilmittel dürfen nicht ver-
ordnet werden, soweit diese 
im Rahmen der Frühförde-
rung nach den § 46 Absatz 1 
und 2 und § 79 §§ 30, 32 
Nummer 1 SGB IX in Verbin-
dung mit der Frühförderungs-
verordnung vom 24. Juni 
2003, geändert am 23. De-
zember 2016, für dieselbe 
Erkrankung als therapeuti-
sche Leistungen bereits er-
bracht werden. 

 
 
Es sollte klargestellt werden, dass sich diese Vorgehensweise 
nur auf die entsprechende Erkrankung (Verordnungsfall) be-
zieht. Bei weiteren/anderen Erkrankungen, die mit der Behand-
lung in der Frühförderung in keinem direkten Zusammenhang 
steht, muss eine Heilmittelverordnung zusätzlich möglich sein. 
Beispiel: Ein Kind, das aufgrund von motorischen Entwicklungs-
störungen in der Frühförderung behandelt wird, benötigt ggf. 
eine weitere Verordnung in der Regelversorgung, wenn es sich 
zeitgleich den Kiefer gebrochen hat. 

§ 6 Abs. 1, Satz 1 
 
Ein Verordnungsfall umfasst 
alle Heilmittelbehandlungen 
für eine Patientin oder einen 
Patienten auf Grund dersel-
ben Indikation und derselben 
Indikationsgruppe, d. h. der-
selben Erkrankung, nach 
Heilmittelkatalog ZÄ. 

 
 
Eine präzisierende Klarstellung, dass es sich der Verordnungs-
fall jeweils auf die Erkrankung bezieht, halten wir für wichtig. 
 
 

§ 6 Abs. 1, Satz 7 
 
Ein neuer Verordnungsfall 
tritt ein, wenn seit der letzten 

 
Die Verlängerung des behandlungsfreien Intervalls von 12 Wo-
chen (gerechnet ab dem letzten Tag der Behandlung) auf 6 Mo-
nate (gerechnet ab dem Tag der Ausstellung der Verordnung) 



 
 

Verordnungsausstellung ein 
Zeitraum von 16 Wochen 
vergangen ist, in dem keine 
weitere Verordnung für die-
sen Verordnungsfall ausge-
stellt wurde. 

führt bei der angedachten Änderung insbesondere bei Patien-
ten, bei denen die Vertragszahnärztin/ der Vertragszahnarzt mit 
Blick auf die Höchstverordnungsmenge pro Verordnung eine e-
her geringere Anzahl von Behandlungseinheiten (z.B. 6 Behand-
lungen/2x wöchentlich) verordnet, zu deutlich längeren behand-
lungsfreien Intervallen, als das im Rahmen der aktuellen Rege-
lung der Fall ist. 
 
Da derzeit viele Vertragszahnärztinnen/Vertragszahnärzte ihr 
Verordnungsverhalten unzulässigerweise ausschließlich am Re-
gelfall ausrichten (sprich dem Patienten erst nach Ablauf eines 
12-Wochen-Zeitraumes weitere Heilmittelbehandlungen verord-
nen) besteht die große Sorge unsererseits, dass dieser Teil der 
Patienten zukünftig noch später mit dringend notwendigen  Heil-
mitteln versorgt wird, als das bereits heute der Fall ist. Unter 
Hinweis auf die Entwurfsfassung der überarbeiteten Heilmittel-
richtlinie Stand 29.08.2018 wird deshalb gefordert, den Zeitraum 
auf 16 Wochen zu begrenzen. Im letzten Satz wünschen wir zu-
dem zur Klarstellung den Zusatz „Ausstellung“. 

§ 6 Abs. 2 
 
Die orientierende Behand-
lungsmenge definiert die 
Summe der Behandlungsein-
heiten, mit der das ange-
strebte Therapieziel in der 
Regel erreicht werden kann. 
Die orientierende Behand-
lungsmenge, mit der die 
Ziele gem. § 3 Absatz 2 
Heilm-RL-ZÄ erreicht werden 
können, ergibt sich indikati-
onsbezogen aus dem Heil-
mittelkatalog ZÄ.  

 
Die Formulierung „mit der das angestrebte Therapieziel in der 
Regel erreicht werden kann“ sehen wir kritisch. Das jeweilige 
Therapieziel wird individuell in der Therapie mit dem Versicher-
ten erarbeitet. Deshalb haben nicht alle Versicherten mit der 
gleichen Diagnosegruppe/ Indikation das gleiche Ziel. Das ist 
nicht möglich, da die Leitsymptomatik, die Ausprägung der Er-
krankung und die weiteren Kontextfaktoren bei den Versicherten 
völlig unterschiedlich sind.  
Alternativ könnte auch folgende Formulierung ergänzt werden:  
„, mit der die angegebene Leitsymptomatik in ihrer Auswirkung 
verringert werden kann,“ 

§ 6 Abs. 3 (neu) 
 
Der Verordnungsfall und die 
orientierende Behandlungs-
menge beziehen sich auf die 
jeweils verordnende Zahn-
ärztin oder den jeweils ver-
ordnenden Zahnarzt. 

 
Bei der Verordnungsentscheidung sind Verordnungen anderer 
Zahnärzte gemäß § 3 Absatz 3 zu berücksichtigen und beim Pa-
tienten zu erfragen. Mit diesem Satz, der z. B. hinter dem bishe-
rigen Absatz 2 eingefügt werden könnte, wird jedoch klargestellt, 
dass die Bemessung der orientierenden Behandlungsmenge 
zahnarztbezogen erfolgt und Behandlungseinheiten anderer 
Zahnärztinnen und Zahnärzte für dieselbe Patientin oder densel-
ben Patienten nicht in die Berechnung der orientierenden Be-
handlungsmenge einbezogen werden müssen. 

§ 6 Abs. 3 (bisher) 
 
Konnte das angestrebte The-
rapieziel mit der orientieren-
den Behandlungsmenge 
nicht erreicht werden, sind 

 
 



 
 

weitere darüber hinausge-
hende Verordnungen mög-
lich, die demselben Verord-
nungsfall zuzuordnen sind. In 
diesem Fall sind die individu-
ellen medizinischen Gründe 
in die Patientendokumenta-
tion der Zahnärztin oder des 
Zahnarztes zu übernehmen. 

Wir halten diese Klarstellung für nötig. Ansonsten sehen wir hier 
die Gefahr, dass die Dokumentationspflicht sich auf die Heilmit-
telerbringer beziehen könnte. 

§ 6 Abs. 4 
 
Variante B: 
 
Im Heilmittelkatalog ZÄ ist 
zudem die zulässige Höchst-
menge an Behandlungsein-
heiten je Verordnung festge-
legt. Sofern gemäß § 10 Ab-
satz 2 Sätze 1 bis 3 neben 
einem vorrangigen Heilmittel 
ein ergänzendes Heilmittel 
verordnet wird, richtet sich 
die Höchstmenge des ergän-
zenden Heilmittels nach den 
verordneten Behandlungs-
einheiten des vorrangigen 
Heilmittels. 

 
 
 
 
Wir halten Variante B für zielführender, die Verordnungsmenge 
auf – zumindest zwei – vorrangige Heilmittel aufzuteilen, sofern 
die Zahnärztin oder der Zahnarzt dies als medizinisch sinnvoll 
erachtet. Dies bietet der Therapeutin oder dem Therapeuten ei-
nen größeren Gestaltungsspielraum, durch den er die Therapie 
für den individuellen Patienten besser durchführen und steuern 
kann. So könnten z. B. künftig schon während der Laufzeit einer 
Verordnung bedarfsbezogen und zielgerichtet passive und ak-
tive Maßnahmen zur Anwendung kommen. Darüber hinaus er-
geben sich auch aus Leitlinien Hinweise daraus, dass die kombi-
nierte Verordnung verschiedener Heilmittel bei einer Erkrankung 
insbesondere auch abhängig vom Verlauf medizinisch sinnvoll 
sein kann.  
 

§ 6 Abs. 5 
 
Abweichend gilt für Versi-
cherte mit einem langfristi-
gen Heilmittelbedarf nach § 7 
oder § 6 Absatz 3, dass die 
notwendigen Heilmittel je 
Verordnung für eine Behand-
lungsdauer von bis zu 12 
Wochen verordnet werden 
können. Die Anzahl der zu 
verordnenden Behandlungs-
einheiten ist dabei in Abhän-
gigkeit von der Therapiefre-
quenz zu bemessen. Sofern 
eine Therapiefrequenz-
spanne auf der Verordnung 
angegeben wird, ist der 
höchste Wert für die Bemes-
sung der maximalen Verord-
nungsmenge maßgeblich. 
Die orientierende Behand-

 
 
Der Vorschlag der PatV ist zu befürworten. Wir weisen mit Be-
sorgnis darauf hin, dass nach dem Wegfall der Verordnung au-
ßerhalb des Regelfalles, ausschließlich Versicherte nach § 7 
(langfristiger Heilmittelbedarf) Behandlungen außerhalb der ori-
entierenden Behandlungsmenge – für eine Behandlungsdauer 
von bis zu 12 Wochen – erhalten werden. Zudem gibt es keine 
zahnarzt-spezifischen – in der HeilM-RL- ZÄ – enthaltenen Diag-
noselisten, sodass jeder Versicherte im Vorfeld eine solche Ge-
nehmigung beantragen muss.  
 
Eine Beschränkung der Behandlungen pro Verordnung nach 
Ausschöpfen der orientierenden Behandlungsmenge auf i. d. R. 
6 bzw. 10 Einheiten ist nicht sachgerecht. Hinzu kommt, dass 
jede zusätzlich ausgestellte Verordnung einen zusätzlichen Arzt-
kontakten erfordert, der zu zusätzlichen Kosten führt. Außerdem 
löst jede zusätzlich ausgestellte Verordnung eine neue Verord-
nungsgebühr und zusätzlichen bürokratischen Aufwand aus.  



 
 

lungsmenge gemäß Heilmit-
telkatalog ZÄ ist nicht zu be-
rücksichtigen. 

§ 8 Abs. 3 
 
Die Verordnungsmenge rich-
tet sich nach dem medizini-
schen Erfordernis des Ein-
zelfalls.  Nicht bei jeder funk-
tionellen oder strukturellen 
Schädigung ist es erforder-
lich, die Höchstmenge an 
Behand-lungseinheiten je 
Verordnung beziehungs-
weise die orientierende Be-
handlungsmenge auszu-
schöpfen. 

 
 
Der Begriff „Höchstmenge“ drückt bereits eindeutig aus, dass 
auch geringere Behandlungsmengen verordnet werden dürfen, 
wenn die Zahnärztin oder der Zahnarzt dies als medizinisch 
sinnvoll und ausreichend erachtet. Der 2. Satz dieses Absatzes 
beinhaltet daher eine Tautologie und sollte gestrichen werden. 
Die bisherige Praxis zeigt, dass den Zahnärztinnen und Zahn-
ärzten die Möglichkeiten zur Verordnung sehr wohl bewusst 
sind. Nach unseren Erfahrungen wird nicht selten sogar aus ver-
meintlich wirtschaftlichen Erwägungen (Angst vor Regressen) 
das medizinisch sinnvolle Verordnungsmaß unterschritten, 
wodurch sich ggf. der Krankheitsverlauf des Patienten subopti-
mal gestaltet, was langfristig zu weit höheren Folgekosten füh-
ren kann. Dieses letztlich auch unwirtschaftliche Verhalten 
könnte durch die explizite Erwähnung in der Heilmittel-Richtlinie 
unnötig gefördert werden. 

§ 9 Abs. 1 
 
Heilmittel können, sofern 
nichts anderes bestimmt ist,  
 
- als Behandlung in der Pra-

xis der Therapeutin oder 
des Therapeuten oder  

- als Behandlung in der 
häuslichen Umgebung der 
Patientin oder des Patien-
ten  

als Hausbesuch durch die 
Therapeutin oder den Thera-
peuten gemäß Satz 2 durch-
geführt werden. Die Durch-
führung eines Hausbesuchs 
ist nur dann zulässig, wenn 
die Patientin oder der Patient 
aus medizinischen Gründen 
die Therapeutin oder den 
Therapeuten nicht aufsu-
chen kann oder wenn sie 
aus medizinischen Gründen 
zwingend notwendig ist. Die 
Behandlung in einer Einrich-
tung (z. B. tagesstrukturie-
rende Fördereinrichtung) al-
lein ist keine ausreichende 
Begründung für die Durch-
führung eines Hausbesuchs. 

 
 
Die Verordnung der Heilmittelerbringung außerhalb der Praxis 
der Therapeutin oder des Therapeuten ist nur dann zulässig, 
wenn die Patientin oder der Patient aus medizinischen Gründen 
die Therapeutin oder den Therapeuten nicht aufsuchen kann o-
der wenn sie aus medizinischen Gründen zwingend notwendig 
ist. Die verordnende Zahnärztin oder der verordnende Zahnarzt 
trifft die Entscheidung nach dem Status des Patienten, wie er 
am Tag der Verordnung vorliegt oder auch in der Vergangenheit 
vorgelegen hat. Der Zustand und die Belastbarkeit von Patien-
ten unterliegen dabei Schwankungen, so dass hier zeitweise ein 
Aufsuchen der Praxis möglich ist oder auch nicht. Dazu ergeben 
sich durch Veränderungen in den Fähigkeiten und den Lebens-
umständen des Patienten neue oder geänderte Zielsetzungen, 
die in der Praxis besser erarbeitet und erreicht werden können. 
Von daher sollte die Therapeutin oder der Therapeut die Mög-
lichkeit erhalten, flexibel auf die Situation und die Fähigkeiten 
des Patienten einzugehen. Die therapeutischen Ziele können ef-
fektiver bearbeitet werden und Therapieausfall wird vermieden. 
Beispiel: Chronisch psychisch Erkrankte unterliegen starken 
Schwankungen in ihrer Tagesform und in ihrer Mobilität. Auch 
wenn eine Patientin oder ein Patient grundsätzlich in der Lage 
ist, die Praxis aufzusuchen, können zeitweise verstärkte Ängste 
die Patientin oder den Patienten daran hindern, die Wohnung zu 
verlassen oder öffentliche Verkehrsmittel zu nutzen. Normaler-
weise würde die Therapie dann für die Patientin oder den Pati-
enten ausfallen, was sicherlich für seinen Allgemeinzustand zu-
sätzlich negative Auswirkungen hat. Eine Weiterführung der 
Therapie durch die flexible Wahl des Therapieortes gewährleis-
tet hier eine kontinuierliche Therapie. Gleichzeitig müsste in § 11 



 
 

Abs. 2 die Angabe von Punkt b) entfallen, um diese Flexibilität 
zu gewährleisten. 
 

§10 Absatz 2 
 
 
Variante B: 
 
1Soweit medizinisch erforder-
lich, kann in der Physiothera-
pie zu einem je „vorrangigem 
Heilmittel“ nur ein weiteres 
im Heilmittelkatalog ZÄ ge-
nanntes „ergänzendes Heil-
mittel“ verordnet werden. 
2Die Verordnungsmenge 
kann je Verordnung auf ma-
ximal zwei unterschiedliche 
vorrangige Heilmittel aufge-
teilt werden, soweit der Heil-
mittelkatalog ZÄ in der Indi-
kationsgruppe mehrere vor-
rangige Heilmittel vorsieht. 
3Soweit die Verordnungs-
menge auf zwei vorrangige 
Heilmittel aufgeteilt wird, 
können auch zwei ergän-
zende Heilmittel verordnet 
werden. 4§ 6 Absatz 4 ist zu 
beachten. 5Abweichend von 
Satz 1 können Maßnahmen 
der Elektrotherapie auch 
ohne Verordnung eines vor-
rangigen Heilmittels verord-
net werden, soweit der Heil-
mittelkatalog ZÄ diese Maß-
nahmen indikationsbezogen 
als ergänzende Heilmittel 
vorsieht. 6Die Aufteilung der 
Verordnungsmenge ist auf 
dem Verordnungsvordruck 
zu spezifizieren. 

 
 
 
Variante B wird befürwortet, siehe auch § 6 Abs. 4  
 
Darüber hinaus plädieren wir aber für eine Streichung von Satz 
5, da sich Elektrotherapie nur als ergänzendes Heilmittel eignet, 
um akute Beschwerden kurzfristig für einen begrenzten Zeit-
raum zu lindern. Für einen nachhaltigen Therapieeffekt ist der 
Einsatz von vorrangigen Heilmitteln, der bedarfsgerecht durch 
den Therapeuten gesteuert werden kann, elementar. 
 

§10 Absatz 2 Satz 1 
 
Soweit medizinisch erforder-
lich, kann 
in der Physiotherapie  
zu einem „vorrangigen Heil-
mittel“ nur ein weiteres im 
Heilmittelkatalog ZÄ 

 
 
Änderungsvorschlag: 
Soweit medizinisch erforderlich, kann in der Physiotherapie pro 
Verordnung zu einem „vorrangigen Heilmittel“ nur ein weiteres 
im Heilmittelkatalog ZÄ genanntes „ergänzendes Heilmittel“ ver-
ordnet werdenAndernfalls wäre die Möglichkeit zur synergisti-
schen, gleichzeitigen Verordnung unterschiedlicher Heilmittel für 
dieselbe Indikation nach §8 nicht gegeben. 



 
 

genanntes „ergänzendes 
Heilmittel“ verordnet werden. 
 

§ 10 Abs. 5 
 
1Je Tag soll nur eine Be-
handlung erbracht werden. 
2Eine Behandlung umfasst in 
der Regel ein vorrangiges 
Heilmittel und sofern verord-
net ein ergänzendes Heilmit-
tel. 3Ausnahmen regelt der 
Heilmittelkatalog ZÄ. 4In me-
dizinisch begründeten Aus-
nahmefällen kann dasselbe 
Heilmittel auch als zusam-
menhängende Behandlung 
(Doppelbehandlung) verord-
net und erbracht werden. 
5Dies gilt nicht für ergän-
zende Heilmittel. 6Durch die 
Verordnung von Doppelbe-
handlungen erhöht sich die 
gemäß Heilmittel-Richtlinie 
zulässige Höchstmenge an 
Behandlungseinheiten je 
Verordnung sowie die orien-
tierende Behandlungsmenge 
nicht. Die verordnete Anzahl 
der Behandlungseinheiten 
verdoppelt sich automatisch 
bei einer Verordnung von 
Doppelbehandlungen. 

 
 
Der Begriff „Doppelbehandlung“ impliziert schon sprachlich, 
dass die Zahnärztin oder der Zahnarzt i. d. R. eine doppelte Be-
handlungszeit wünscht. Eine Klarstellung, dass bei einer Verord-
nung von z. B. 3 Behandlungseinheiten automatisch 3x2, also 
insgesamt 6 Behandlungen durchgeführt werden sollen, wäre 
sinnvoll, um Unklarheiten zu vermeiden, die in der Vergangen-
heit zu vermeidbaren Streitigkeiten zwischen Leistungserbrin-
gern und Krankenkassen geführt haben. 
 
 

§ 11 Abs. 1 
 
1Die Verordnung erfolgt aus-
schließlich auf dem verein-
barten Vordruck. 2Der Vor-
druck muss nach Maßgabe 
des Absatzes 2 vollständig 
ausgefüllt werden. 3Änderun-
gen und Ergänzungen der 
Heilmittelverordnung bedür-
fen mit Ausnahme der Rege-
lung nach § 15 Absatz 2 ei-
ner erneuten zahnärztlichen 
Unterschrift mit Datumsan-
gabe. Weiteres hierzu regeln 
die Vertragspartner nach § 
125 SGB V. 

 
 
Die Beschreibung möglicher Änderungen bzw. Korrekturen der 
Verordnung durch die Therapeutin oder den Therapeuten fällt in 
die Zuständigkeit der Vereinbarung der Vertragspartner nach § 
125 SGB V. 



 
 

§ 11 Abs. 2 Punkt b) 
 
Hausbesuch (ja oder nein) 
 
 

 
Auf die Angabe kann verzichtet werden (siehe Begründung § 9 
Abs. 1). Unabhängig davon wird der Klammerzusatz „oder nein“ 
in keinem Fall benötigt für die Frage, ob ein Hausbesuch ärztlich 
verordnet ist. Auf dem Verordnungsvordruck reicht – wie beim 
Therapiebericht – ein Feld. Wird das Feld nicht angekreuzt, ist 
kein Hausbesuch verordnet. 

§ 12 Abs. 1 
 
b. Hausbesuch (ja oder nein) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
h. ggf. ergänzende Angaben 
zum Heilmittel (z. B. „KG-
ZNS [Bobath]“ oder „Doppel-
behandlung“) 

 
 
Bei einer Blankoverordnung ist es sogar noch dringlicher als in 
der Regelversorgung (siehe § 11 Abs. 2), dass die Beurteilung, 
ob ein Hausbesuch vorgenommen werden muss, ggf. auch von 
der Therapeutin oder dem Therapeuten vorgenommen werden 
kann. Durch die Gültigkeit von bis zu 16 Wochen kann es in eini-
gen Fällen zu Situationen kommen, dass sich der Gesundheits-
zustand der Patientin oder des Patienten in diesem Zeitraum zu-
mindest so stark gebessert hat, dass ein Wechsel auf Behand-
lung in der Praxis im Laufe der Verordnung möglich wird.  
 
 
Punkt h müsste der Vollständigkeit halber noch ergänzt werden, 
weil er im Sinne des TSVG bei der Blankoverordnung ebenfalls 
durch den Therapeuten festzulegen ist. 

§ 14 Abs. 1 
 
1Die Behandlung sollte inner-
halb von 28 Kalendertagen 
nach Verordnung durch die 
Vertragszahnärztin oder den 
Vertragszahnarzt zu begin-
nen. 2Liegt ein dringlicher 
Behandlungsbedarf vor, 
sollte die Behandlung spä-
testens innerhalb von 14 Ka-
lendertagen beginnen. 3Dies 
ist auf der Verordnung kennt-
lich zu machen. 4Näheres 
hierzu regeln die Vertrags-
partner nach § 125 SGB V. 
5Ein begründeter späterer 
Behandlungsbeginn ist von 
der Therapeutin oder dem 
Therapeuten auf der Verord-
nung zu dokumentieren. 6Da-
bei muss sichergestellt sein, 
dass das Therapieziel nicht 
gefährdet wird. 7Das nähere 
hierzu regeln die Vertrags-
partner nach § 125 SGB V. 

 
 
Grundsätzlich erscheint eine möglichst zeitnahe Behandlung 
sinnvoll, die auch bei dieser Formulierung gewährleistet bliebe. 
Nicht nur in Zeiten des Fachkräftemangels sollte aber eine auf 
die Versorgungsrealität gerichtete, flexiblere Regelung ange-
strebt werden. Analog zu den begründeten Unterbrechungstat-
beständen gemäß § 15 muss auch ein späterer Behandlungsbe-
ginn möglich sein. Voraussetzung dafür ist, dass der spätere Be-
handlungsbeginn das Therapieziel nicht gefährdet und die Be-
gründung vom Therapeuten dokumentiert wird. Dies entlastet 
alle Beteiligten (Zahnärzte, Patienten, Heilmittelerbringer) vom 
bürokratischen Aufwand, eine neue Verordnung ausstellen zu 
müssen, wenn die vorgegebene Frist im medizinisch unbedenk-
lichen Ausnahmefall nur kurz überschritten ist. Die diesbezügli-
che Kommunikation zwischen Zahnarzt und Heilmittelerbringer 
kann zwischen den Vertragspartnern nach § 125 SGB V verein-
bart werden. 
 
 



 
 

§ 15 Abs. 1 (Ende) 
 
… Näheres hierzu regeln die 
Vertragspartner nach § 125 
SGB V 

 
 
Analog zu § 11 Abs. 1 sollte auch hier auf die Zuständigkeit der 
Vereinbarung der Vertragspartner nach § 125 SGB V verwiesen 
werden, die genannten Punkte zu konkretisieren. 

§ 15 Abs. 2, Satz 1 
 
1Die Angaben zur Thera-
piefrequenz auf der Verord-
nung sind für die Therapeutin 
oder den Therapeuten nicht 
bindend, sondern sind eine 
Empfehlung der Zahnärztin 
oder des Zahnarztes an die 
Therapeutin oder den Thera-
peuten. 

 
 
Die Therapiefrequenz sollte nicht bindend sein – akute Krank-
heitszustände können eine höhere oder niedrigere Therapiefre-
quenz erforderlich machen.  
 
 

§16 Absatz 1 Satz 2 
 
Bei der Eingangsdiagnostik 
sind abhängig von Art und 
Ausmaß der Schädigung von 
Strukturen oder Funktionen 
schädigungsabhängig diag-
nostische Maßnahmen 
durchzuführen, zu dokumen-
tieren und gegebenenfalls 
zeitnah erhobene Fremdbe-
funde heranzuziehen, um ei-
nen exakten Befund zu 
Schädigungen von Struktu-
ren oder Funktionen funktio-
nellen oder strukturellen 
Schädigungen und Funkti-
onsstörungen zu erhalten. 

 
 
Die Funktionsstörung auch ohne Vorliegen einer strukturellen 
Schädigung ist elementarer Bestandteil der Indikation/Diagnose 
„Cranio-mandibuläre Dysfunktion“. Eine Streichung/Ausschluss 
der Funktionsstörung wie bisher im Änderungstext vorgesehen 
würde selbige zukünftig ausschließen. 

§16 Absatz 2 Satz 1 
 
Vor weiteren Verordnungen 
von Maßnahmen der Physio-
therapie ist zu prüfen, ob 
eine erneute schädigungsab-
hängige Erhebung des aktu-
ellen Befundes in Abhängig-
keit von Schädigungen von 
Strukturen oder Funktionen 
erforderlich ist. 

 
 
Siehe §16 Absatz 1 Satz 2 

§18 Grundlagen 
 
Zusätzlichen Absatz 1 voran-
stellen: 

 
Ein evidenzorientiertes Vorgehen erfordert eine individuelle Ein-
gangsbefundung, die weder vom verordnenden Zahnarzt/Zahn-



 
 

 
Vor der erstmaligen Durch-
führung von Maßnahmen der 
Physiotherapie ist eine Ein-
gangsbefundung durch den 
Therapeuten/die Therapeutin 
notwendig. Die störungsbild-
abhängige Eingangsbefun-
dung ist zu dokumentieren 
und inklusive eines Therapie-
plans zeitnah mit der Ver-
tragszahnärztin/dem Ver-
tragszahnarzt zu kommuni-
zieren um die ausreichende, 
zweckmäßige und wirtschaft-
liche Versorgung mit Heilmit-
teln im Sinne von §13 zu er-
möglichen. 

ärztin noch im Rahmen einer physiotherapeutischen Einzelbe-
handlung möglich ist. Dazu gehören neben einer ausführlichen 
Anamnese ebenso die orientierende Inspektion wie auch spezifi-
sche Untersuchungen der Gelenkfunktion, der  umgebenden 
Muskulatur, der Nervenstrukturen und -funktion, sowie Messver-
fahren (z.B. Mundöffnung, Laterotrusion etc.)  als Assessments 
für die Erstellung eines umfassenden und zielführenden Thera-
pieplans und ebenso zur Dokumentation des Therapieverlaufs. 
Um eine angemessene und evidenzorientierte Therapie sicher-
zustellen, sprechen wir uns daher ausdrücklich für eine Befund-
position aus, die einmalig innerhalb eines Regelfalls erbracht 
werden kann. 
Erst nach der umfassenden Befundung von Strukturen und 
Funktionen kann eine gezielte multimodale Therapie stattfinden 

§ 19 Abs. 5 
… Störungen der Muskel-
funktion (Muskelkraft, -aus-
dauer, -koordination und -to-
nus) sowie Störungen der 
Gelenkfunktionen (z.B. der 
Gelenkbeweglichkeit und -
stabilität) zu beseitigen oder 
zu mindern. 

 
 
Die Änderung erscheint sprachlich sinnvoller, da sich der Absatz 
nur auf Funktionsstörungen bezieht. Schädigungen gemäß der 
ICF-Definition umfassen sowohl Beeinträchtigungen von Körper-
funktionen als auch von der Körperstruktur. 

§ 19 Nr. 2 und 3 (siehe auch  
Heilmittelkatalog – Zuord-
nung der Heilmittel zu Indika-
tionen) 
… sowie bei Fehlfunktionen 
bei angeborenen cranio- und 
orofazialen Fehlbildungen 
und Fehlfunktionen bei Stö-
rungen der ZNS 

 

 
 
 
Kinder mit neurologischen Grunderkrankungen, die in dieser In-
dikationsgruppe subsumiert werden, sind in der Regel bei 
Therapeuten mit neurologischer Zusatzqualifikation (z. B. 
Bobath) in Behandlung. Die Behandlung von orofazialen Proble-
men erfolgt bisher von diesen Therapeuten zumeist im Rahmen 
der Position KG-ZNS, um ein einheitliches und ganzheitliches 
Therapieregime zu gewährleisten. In der Ausbildung erwerben 
Therapeuten für die Behandlung des Mund-Kiefer-Gesichtsbe-
reichs bei angeborenen ZNS-Erkrankungen ein Grundwissen. 
Allerdings setzt ein optimales Behandlungsergebnis eine Fortbil-
dung und ein entsprechendes Zertifikat über KG-ZNS voraus. 
Daher reicht die Verordnungsposition der allgemeinen Kranken-
gymnastik keinesfalls in allen Fällen aus. 
Die Behandlung von angeborenen cranio- und orofazialen Prob-
lemen kann nur sinnvoll im Rahmen einer Therapie nach KG-
ZNS erfolgen, da die neurologische Grunderkrankung im Mittel-
punkt steht. Eine Ergänzung des vorrangigen Heilmittels KG-



 
 

ZNS um die Möglichkeit einer Manuellen Therapie als „ergän-
zendes Heilmittel“ wäre an dieser Stelle sinnvoll. Als alleiniges 
Heilmittel wäre jedoch die Versorgung der Kinder gefährdet, da 
Physiotherapeuten, die über KG-ZNS abrechnen, nicht zwangs-
läufig über ein Zertifikat zur Manuellen Therapie verfügen. 

§19 Nummer 2 
 
Zusätzlich Satz 2: 
 
Erfolgt keine Spezifikation 
des Heilmittels in Bobath o-
der Vojta durch die Vertrags-
zahnärztin/den Vertrags-
zahnarzt, kann der Heilmit-
telerbringer unter Berück-
sichtigung der für ihn 
maßgebenden Vorschriften 
selbstständig die entspre-
chende Maßnahme auswäh-
len. 

 
Die Durchführung der genannten Maßnahmen bedarf nach §18 
Absatz 2 spezieller Qualifikationen seitens der Physiotherapeu-
ten. Diese Qualifikationen, bzw. die Kenntnisse und Inhalte sel-
biger sind weder Bestandteil des zahnmedizinischen Studiums 
noch der zahnmedizinischen Weiterbildung, so dass es fraglich 
ist ob eine zielführende und differenzierte Spezifikation des Heil-
mittels durch den verordnenden Zahnarzt möglich ist.  
Daher sollte grundsätzlich die Möglichkeit geschaffen werden, 
dass der Physiotherapeut mit seiner Fachkompetenz in diesem 
spezifischen Bereich selbständig entscheiden kann, welche 
Maßnahme notwendig, bzw. zielführend ist. 

§19 Nummer 3 
 
Zusätzlich Satz 2: 
 
Erfolgt keine Spezifikation 
des Heilmittels in PNF, 
Bobath oder Vojta durch die 
Vertragszahnärztin/den Ver-
tragszahnarzt, kann der Heil-
mittelerbringer unter Berück-
sichtigung der für ihn 
maßgebenden Vorschriften 
selbstständig die entspre-
chende Maßnahme auswäh-
len. 

 
 
Die Durchführung der genannten Maßnahmen bedarf nach §18 
Absatz 2 spezieller Qualifikationen seitens der Physiotherapeu-
ten. Diese Qualifikationen, bzw. die Kenntnisse und Inhalte sel-
biger sind weder Bestandteil des zahnmedizinischen Studiums 
noch der zahnmedizinischen Weiterbildung, so dass es fraglich 
ist ob eine zielführende und differenzierte Spezifikation des Heil-
mittels durch den verordnenden Zahnarzt möglich ist.  
Daher sollte grundsätzlich die Möglichkeit geschaffen werden, 
dass der Physiotherapeut mit seiner Fachkompetenz in diesem 
spezifischen Bereich selbständig entscheiden kann, welche 
Maßnahme notwendig, bzw. zielführend ist. 

§19 Nummer 5 
 
Bei der Übungsbehandlung 
werden aktive, aktiv-passive 
und passiv geführte Übun-
gen eingesetzt. Sie verfolgt 
als gezielte und kontrollierte 
Maßnahme das 
Ziel, Störungen der Muskel-
funktion (Muskelkraft, -aus-
dauer, -koordination und -to-
nus) sowie Störungen der 
Gelenkfunktionen (z. B. der 

 
 

Änderungsvorschlag: 
 
Bei der Übungsbehandlung werden aktive, aktivpassive und 
passiv geführte Übungen eingesetzt. Die Übungsbehandlung 
kann auch ergänzend zur Manuellen Lymphdrainage einsetzt 
werden. Sie verfolgt als kontrollierte Maßnahme das Ziel, Schä-
digungen der Muskelfunktion (Muskelkraft, -ausdauer, -koordina-
tion und -tonus) sowie Schädigungen der Gelenkfunktionen (z. 
B. der Gelenkbeweglichkeit und -stabilität) zu beseitigen oder zu 
mindern.Die Übungsbehandlung als ergänzendes Heilmittel soll 



 
 

Gelenkbeweglichkeit und -
stabilität) zu beseitigen oder 
zu mindern. 
 
 

als synergetische Maßnahme zur Lymphdrainage vor Allem 
auch Therapeuten mit einer Qualifikation als Masseur innerhalb 
einer Therapieeinheit die ergänzende Durchführung dieser Maß-
nahme ermöglichen ohne dabei grundsätzlich als Ersatz von 
Krankengymnastik oder Manueller Therapie zu fungieren. 
Damit soll vor Allem die allgemeine Versorgung von Patienten 
deutlich verbessert werden. 

§20 Satz 1 
 
Manuelle Lymphdrainage*) 
(MLD) des Kopfes und des 
Halses ist verordnungsfähig 
zur entstauenden Behand-
lung bei Ödemen im Bereich 
des craniomandibulären Sys-
tems einschließlich der ablei-
tenden Lymphbahnen im 
Halsbereich bei sekundärer 
(erworbener) Schädigung 
des Lymphsystems nach um-
fangreichen chirurgischen 
Eingriffen wie tumorchirurgi-
schen Eingriffen sowie deren 
Nachbehandlung und bei der 
Behandlung von Traumata 
sowie deren Nachbehand-
lung. 

 
 
Die Textstelle sollte entsprechend gelöscht werden, da hier-
durch eine spezifische Beschränkung der Maßnahme auf tumor-
chirurgische Indikationen besteht. Nicht-tumorchirurgsiche Ein-
griffe mit entsprechenden Konsequenzen im lymphatischen sys-
tem werden damit trotz ansonsten bestehender Indikation  zur 
Lymphdrainage kategorisch ausgeschlossen. 

§21  
 
Abs. 3 (Ende) 
 
…Sie kann von der Zahnärz-
tin oder vom Zahnarzt spezi-
fiziert werden. 
 
Zusätzlich Absatz 4 
 
Erfolgt keine Spezifikation 
der Wärmeapplikation durch 
die Vertragszahnärztin/den 
Vertragszahnarzt, kann der 
Heilmittelerbringer unter 
Berücksichgung der für ihn 
maßgebenden Vorschriften 
selbstständig die entspre-
chende Maßnahme auswäh-
len. 
 
 

 
 
Der Zahnärztin oder dem Zahnarzt sollte die Möglichkeit gege-
ben werden, die Wärmetherapie ggf. auch unspezifisch zu ver-
ordnen, sodass die Therapeutin oder der Therapeut zwischen 
den Maßnahmen der Wärmetherapie frei wählen kann. Die The-
rapeutin oder der Therapeut können oftmals den Krankheitsver-
lauf in Abhängigkeit von der Wirkung des vorrangigen Heilmittels 
besser einschätzen. 
 
Die Kenntnisse über fachliche Grundlagen, die Wirkweisen so-
wie die Anwendung der genannten Maßnahmen sind Bestandteil 
der physiotherapeutischen Ausbildung und damit Grundqualifi-
kationen seitens der Physiotherapeuten. Diese Qualifikationen, 
bzw. die Kenntnisse und Inhalte sind weder Bestandteil des 
zahnmedizinischen Studiums noch der zahnmedizinischen Wei-
terbildung, so dass es fraglich ist ob eine zielführende und diffe-
renzierte Spezifikation des Heilmittels durch den verordnenden 
Zahnarzt möglich ist.  
Daher sollte grundsätzlich die Möglichkeit geschaffen werden, 
dass der Physiotherapeut mit seiner Fachkompetenz in diesem 



 
 

spezifischen Bereich selbständig entscheiden kann, welche 
Maßnahme notwendig, bzw. zielführend ist. 

§ 22 Abs. 3 

 
1Elektrotherapie kann Die 
Maßnahmen nach Abs. 2 
können als ergänzendes 
Heilmittel zu den vorrangigen 
Heilmitteln Krankengymnas-
tik, KG-ZNS, KG-ZNS-Kin-
der, Manuelle Therapie oder 
Manueller Lymphdrainage 
verordnet werden. 2Elektro-
therapie kann Diese Maß-
nahmen können ohne Ver-
ordnung eines vorrangigen 
Heilmittels verordnet werden, 
soweit der Heilmittelkatalog 
ZÄ die Verordnung als er-
gänzendes Heilmittel vor-
sieht. 
 
 

 
 
Eine Klarstellung ist nötig, dass hier mit „Elektrotherapie“ auch 
implizit die „Elektrostimulation“ gemeint ist, da auch für diese die 
getroffene Regelung sinnvoll ist. Analog zu unserer Begründung 
in § 10 Abs. 2 müsste allerdings Satz 2 gestrichen werden. 

Zweiter Teil: 
Einführung einer standardi-
sierten Heilmittelkombination 

 
Ein evidenzorientiertes Vorgehen mit einer multimodalen Thera-
pie, wie sie im Sinne von §1 Absatz 1 und §8 zur Sicherung ei-
ner ausreichenden, zweckmäßigen und wirtschaftlichen Versor-
gung notwendig ist, macht eine gewisse Flexibilität in der Aus-
wahl und Kombination therapeutischer Leistungen erforderlich. 
Es wäre daher sinnvoll, für die Heilmittelverordnungen der Zahn-
ärzte eine kombinierte und komplexe Heilmittelposition einzufüh-
ren, wie sie als „standardisierte Heilmittelkombination“ bei ortho-
pädisch-chirurgischen Indikationen verordnungsfähig ist. 
Auch zur Reduzierung der Bürokratie (vgl. Kommentar zu §10 
Absatz 2) sprechen wir uns für die Einführung einer Heilmittelpo-
sition im Sinne einer „standardisierten Heilmittelkombination“ 
aus. Diese ermöglich dem/der Physiotherapeuten/-in ein flexible-
res Handeln, welches sich am Therapieverlauf orientiert, ohne 
vom verordnenden Zahnarzt einen erhöhten bürokratischen Auf-
wand zu verlangen. 

Abkürzungsverzeichnis: 
 
Erst-VO 
Folge-VO 

 
 
Streichen, da Regelfallsystematik entfällt 



 
 

Leitsymptomatik (patienten-
individuelle) 

Die Möglichkeit einer patientenindividuellen Leitsymptomatik 
sollte aufgenommen werden, damit für die jeweilige Patientin o-
der den jeweiligen Patienten individuelle Angaben zu den Leit-
symptomen gemacht werden können, um so dass Therapieziel 
auch individueller gestalten zu können. 

Zusammenfassung der Indi-
kationsgruppen CD1 und 
CD2 zu CD sowie LYZ1 und 
LYZ2 zu LYZ 

Eine Zusammenfassung der Indikationsgruppen dient der Redu-
zierung der Komplexität des Heilmittelkatalogs und trägt somit 
zu einer Entbürokratisierung in dessen Anwendung bei. Bei der 
Auswahl der Diagnosegruppe sollte daher nicht mehr unter-
schieden werden, ob es sich um einen kurz-, mittel- oder länger-
fristigen Behandlungsbedarf handelt. 
Sofern eine Zusammenlegung der Indikationsgruppen zu CD 
vorgenommen wird, sollte in jedem Fall eine maximale Ge-
samtverordnungsmenge von bis zu 30 Einheiten gewährleistet 
werden. 

LYZ: Lymphabfluss- 
störungen 

Die Gruppe LYZ1 umfasst Störungen mit kurzzeitigem Behand-
lungsbedarf, die durchaus auch eine 30minütige Therapiesit-
zung indiziert. Nach bisherigen wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen sollte jedoch gerade im Akutstadium die Frequenz der The-
rapie bei bis zu 5 Behandlungen wöchentlich liegen.  
Mit der KZVB sind wir der Auffassung, dass eine neue Indikati-
onsgruppe LYZ3 sinnvoll ist. Sollte diese nicht konsentierbar 
sein, können die hier aufgeführten Diagnosen in LYZ2 überführt 
werden. Dann muss aber Folgendes gewährleistet sein: 
Eine Behandlung von Tumorerkrankungen ist in einem kurzzeiti-
gen Behandlungsintervall und einer 30minütigen Therapiesit-
zung nicht möglich, da bei der Manuellen Lymphdrainage auch 
immer umliegende Strukturen mitbehandelt werden müssen. 
Diese können bei einer Tumorerkrankung großflächiger ausfal-
len und nehmen daher mehr Zeit in Anspruch. Aufgrund dessen 
muss ein Zeitintervall von 45 Minuten, in schwerwiegenden Fäl-
len auch 60 Minuten, bei Tumorerkrankungen verordnungsfähig 
sein, bei einer Gesamtverordnungsmenge von bis zu 50 Einhei-
ten. 
Ein eventuell ausgestellter Kompressionsstrumpf für den Kopf 
muss ebenfalls in der Therapiezeit an- und ausgezogen werden 
können. 
Sofern eine Zusammenlegung der Indikationsgruppen zu LY 
vorgenommen werden sollte (s. o.) sollte in jedem Fall eine ma-
ximale Gesamtverordnungsmenge von bis zu 50 Einheiten so-
wie die Möglichkeit zur Verordnung von MLD-30, MLD-45 und 
MLD-60 gewährleistet werden. 

CD1&CD2 
Streichung der Leitsympto-
matiken a-d 

Da sowohl Art der Heilmittel, als auch die Verordnungsmengen 
für alle Leitsymptomatiken identisch sind und in den meisten 
Fällen eine Kombination der verschiedenen Leitsymptomatiken 
vorliegt, stellt die vorliegende Unterteilung in spezifische Leit-



 
 

symptomatiken einen unverhältnismäßig höheren, bürokrati-
schen Aufwand für Zahnärzte und Heilmittelerbringer dar ohne 
positive Konsequenz für die durchzuführenden Behandlungs-
maßnahmen. 

CD2  
 
Zusätzliche Indikation: 
- Chronisch degenerative Er-
krankungen im stomatog-
nathen System 

Bei den Indikationen mit längerfristigem Behandlungsbedarf 
werden bisher chronisch degenerative Prozesse vollständig von 
der Verordnung ausgeschlossen, da sie weder zur Gruppe der 
Tumoren, noch zu schweren Traumata, noch zu den Fehlbildun-
gen gerechnet werden können. 
Ebenso erachten wir die Einführung von standardisierten Heil-
mittelkombinationen für diesen Bereich als zielführend im Sinne 
von evidenzorientierter Therapie unter gleichzeitiger Berücksich-
tigung des Wirtschaftlichkeitsgebotes. 

Heilmittelkatalog Zahnärzte – 
Zuordnung der Heilmittel zu 
Indikationen (ZNSZ) 
1.2 Fehlfunktionen bei ange-
borenen cranio- und orofazi-
alen Fehlbildungen und Fehl-
funktionen bei Störungen der 
ZNS 
 

Begründung: siehe § 19 Abs. 2 und 3 

1.3 Chronifiziertem 
Schmerzsyndrom 

Der SHV hält jeweils „bis zu 10x/VO“ sowie die daraus resultie-
rende Gesamtverordnungsmenge für angemessen. Aus unserer 
Sicht ist eine Beschränkung auf 6 Termine der Komplexität der 
Behandlung nicht angemessen, die Verordnung von 6 Terminen 
ist aber in leichten Fällen möglich, wenn es lautet „bis zu 
10x/VO“. In allen anderen Fällen führt es dazu, dass die Patien-
ten nochmals in die Zahnarztpraxis müssen und bei einer Folge-
verordnung in jedem Fall einen um 10 Euro höheren Eigenanteil 
zu entrichten haben. 

CSZ 
Änderung der Höchstmenge 
je VO auf 10x/VO und der 
orientierenden Behandlungs-
menge auf 30 Einheiten 

Der Behandlung chronischer Schmerzgeschehen muss beson-
dere Bedeutung zugemessen werden. Chronische Schmerzen 
nehmen statistisch gesehen zu und belasten damit nicht nur fi-
nanziell das Gesundheitssystem sondern führen zu weiteren 
Folgeerkrankungen mit Einschränkungen von Lebensqualität 
und Leistungsfähigkeit und werden damit zunehmend auch zu 
einem allgemeinen gesellschaftlichen Faktor, den es zu berück-
sichtigen gilt. Chronische Schmerzerkrankungen sind als solche 
zu bezeichnen, wenn ein Schmerzgeschehen länger als 3 Mo-
nate besteht.  
Chronische Erkrankungen haben aus medizinischer Sicht grund-
sätzlich einen längerfristigen Behandlungsbedarf. Sie bedürfen 
einer intensiveren Behandlung, welche auch über einen länge-
ren Zeitraum als bei akuten Erkrankungen notwendig sind. Da-



 
 

her ist nicht nachvollziehbar, warum bei der Verordnungshöchst-
menge und bei der orientierenden Behandlungsmenge die glei-
chen Richtwerte wie bei Craniomandibulären Funktionsstörun-
gen mit prognostisch kurzfristigem Behandlungsbedarf (CD1) 
angesetzt werden. Aufgrund der Limitierung der Verordnungs-
höchstmenge auf 6 Behandlungseinheiten entsteht ein erhöhter 
Verwaltungs- und Kostenaufwand durch die Notwendigkeit einer 
höhere Anzahl von Verordnungen für die gleiche Menge an Be-
handlungseinheiten. 
Nicht nur um die bürokratischen Prozesse zu minimieren, son-
dern auch um kontinuierliche Therapiemaßnahmen im Sinne ei-
ner zielführenden Therapie zu gewährleisten, sollten die Höchst-
mengen angehoben werden. 
Ebenso erachten wir die Einführung von standardisierten Heil-
mittelkombinationen für diesen Bereich als zielführend im Sinne 
von evidenzorientierter Therapie unter gleichzeitiger Berücksich-
tigung des Wirtschaftlichkeitsgebotes. 

CSZ 
Streichung der Leitsympto-
matiken a-c 

Da sowohl Art der Heilmittel, als auch die Verordnungsmengen 
für alle Leitsymptomatiken identisch sind und in den meisten 
Fällen eine Kombination der verschiedenen Leitsymptomatiken 
vorliegt, stellt die vorliegende Unterteilung in spezifische Leit-
symptomatiken einen unverhältnismäßig höheren, bürokrati-
schen Aufwand für Zahnärzte und Heilmittelerbringer dar ohne 
positive Konsequenz für die durchzuführenden Behandlungs-
maßnahmen.  
 

LYZ1 
 
Änderung der Frequenzemp-
fehlung 
1-5x wöchentlich 

Gerade bei kurzzeitigem Behandlungsbedarf ist eine kontinuierli-
che und höherfrequentierte Behandlungsdurchführung indiziert 
zur schnelleren Erlangung des Behandlungsziels und Vermei-
dung weiterer Komplikationen 

1.4 Lymphabflussstörungen 
LYZ1 und LYZ2 
 
Weitere Hinweise: 
 
Ziel: 
Erlernen eines Eigenübungs-
programmes 

Gerade chronische Lymphabflussstörungen sind nicht durch ein 
Eigenübungsprogramm zielführend therapierbar, sondern bedür-
fen der therapeutischen Maßnahmen. 
 
Vorschlag: Erlernen eines Eigenübungsprogrammes unter Ziel 
der Therapie ergänzen und unter weitere Hinweise entfernen. 

Lymphabflussstörungen 
LYZ2 
 
Einführung von MLD-60 und 
Erhöhung der orientierenden 
Behandlungsmenge auf 50 
Einheiten 

Eine Behandlung von schwerwiegenden Lymphabflussstörun-
gen ist in kürzeren Behandlungsintervallen und Therapiesitzun-
gen von einer Dauer unter 45 Minuten nicht möglich, da bei der 
Manuellen Lymphdrainage auch immer Strukturen in umliegen-
den Körperregionen mitbehandelt werden müssen. Auch aus 
diesem Grund müssen in schwerwiegenden Fällen auch Thera-
pieeinheiten von 60 Minuten verordnungsfähig sein, bei einer 
orientierenden Behandlungsmenge von bis zu 50 Einheiten. 



 
 

 
 

Ein eventuell ausgestellter Kompressionsstrumpf für den Kopf 
muss ebenfalls in der Therapiezeit an- und ausgezogen werden 
können. 


